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Deutsches Bauwesen nach dem Kriege.
Von Louis Strunk in Kiel.

(Fortsetzung zu Nr. 66.)
Die Zahlen, die den Zuwachs unseres Volkes in der

Vergangenheit uns vor Augen führen, liefern den Be­
weis, welch außerordentlich großen Einfluß die vVolm­
verhältnisse auf die Entwickelung eines Volkes haben
können. Im 19. Jahrhundert stieg die Bevölkerungs­
zahl in Deutschland innerhalb eines Zeitraumes von
100- Jahren von 24,5 MiJlioncn auf 67 Millionen. Zu
diesem Aufschwung hat neben der Besserung der
Lebensverhäitnisse der Bevölkerung nach den großen
Kriegen im allgemeinen, die schon im 18. J ahrhunjert
betriebene gesunde Ansiedlungspo1itik der deutschen
fürsten, besonders friedrich Wilhclm 1. und Priedrich
Jes Großen, wesentlich bcigctragcn. DagegeIl machte
sich in jen achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
ein außerordentlich starker, wenn auch a[Jmähliger
;RÜckgang in der Revölkerungsziffer bemerkbar. Im
Jahre 1876 betrug der Zuwachs unserer Bevölkerung
noch 42,6 auf ]000 Einwolmer. Jetzt ist die Zahl des
Zuwachses fluf 1000 Einwohner schon auf - 27 ge­
sunken. Das ist die FOlge jer Menschenanhäufungen in
den baumlosen Straßen nnd lichtarmen Iiöf{:n unserer
Großstädte.

Als wir im "Jahre 1913 an dieser Steile: Vorschläge
zur Besserung der Kleinwohnungen in großen Miets­
häusern machten, unternahmen wir das Äußerste. das
damals Auss cht auf .Erfolg hatte. .Es mußte ein Krieg
dieses Umfanges ansbredlen, um die deutsche Klein­
wohnungsfrage "spruchreif' zu machcn. Nicht nur mehr
Raufachzeitschrifteu, auch die Tageszeitungen nehmen
sich ihrer an und tragen so zur Aufklärung und Anf­
rÜttelung des VoJkes bei. Die Pionierarbeit auf dem
Gebiet.e der Wohnungsreform, für deren Bewältigung
wir in .jer friedenszeit Jahrzehnte in Ansatz brachten,
auch sie hat der Krieg in kÜrzester frist bewältigt. Da
sei besonders auf die .Maßnahmen der Behörden zur
I" ürdenmg der jetzt aUseitig einsetzenden Bestrebungen
hingewiesen.

Das "Reich beruft einen besonderen Reichskom­
missar fÜr das Wohnungswesen,.dessen Hallptallfgabe
es sein dÜrfte, für jje Bereitstellung von ReichsIl1itte!n
7.l1f förderung der \\1 ohnulJ!!:sfiirsorge durch den Reichs­
tag, die erforderIichen Vorkehrungen zn treffen. Trotz
dieses Reichskommissariats bleibt nach wie vor die Zu­

.sfijni:iigkeit der Bundesstaaten in den fragen des \Voh­
l1llTIgS- und Siedhmgswesens bestehen. Der Staat
Pre;rßen setzte eincn Staatskommissar ein, in dessen
Person sich aUe bisher auf die einzelnen Ministerien ver
tejlten Zuständigkeiten in den Angele enheiteIl des
\Vo!1TIllngs- und Siedlllngs\Vesens vereinigen soUen.
Sind diese Einrichtung"en neuesten Datums, so wl1I'de im
Ministerium der öifent[ichen Arbeiten schon zu Ende des
vergangenen Jahres ein .,Beirat fÜr Städtebau lind
:;;tÜdtisches Wohn- und Siedlungswq  p-" eingesetzt, der
sich gleichfalls mit der Kleinwohnlihg"sfiirsorgc zu bc..
fassen hat. In 'den Provinzen sollen den Regierungs­
präsidenten staatliche \\'ohnungsanfsichtsbeamte beige­gebcll werdcn. "

Die Wohnungsaufsicht kann hinsichtlich der Besse­
rung des Kleinwohnungswesens außerordentlich segens­
reich" wirken. Denn nicht nUJ . daß in den großsUidtischen
Kleinwphm!ngsvielieln die Gassen 7.11 schmal, die Höfe

- *)'Si ,I e auch Nr. 14, 15 und 16/1913 der Ostdeutschen
Bau-Zeitung: L$J1s Strunk "Einfache Mietshäuser".

zp eng und die Iiäuser zu. hoch sind.. Licht, Luft':und
Sonne mangelt, die ungenügend vorhandenen .Wohnun­
gen überfüllt sind und in ihrer baulichen Beschaffenheit
als gesundheitswidrig, in jeder Itl nsicht bezeichnet
werden mü"ssen, sondern auch die mehr oder w.eniger
einwandfrei  rbauten K!cinwohnungshäuser werden vom
.Ei entÜl11er oft mehr als mangelhaft unterhalten und von
den Mietern unzweckmäßjg, - gesllndheitswidrig und
geg-en das sittliche f.mpfinden verstoßend, benutzt und
in vielen FäHen ungenÜgend gepflegt. :Es wird die
tlauptaufgabe der Wohnungsaufsichtsbeamten sein, auf­
klärend zu wirkeIl. Es ist zur BekämDfu'1g der Woh­
nungsnot uud zur Vermeidung ihrer' weiteren Ver
breitung außerordentlich wicht g. daß behördHcherseits
darüber gewacht wird, daß die v.orhand.enen mensch­
lichen Behausung-en sinngemäße Verwendung finden [I,iJ
ordnungsmäBig gepflegt werden. Die Gemeinden ':)oilten
seitcns 'des Staates znr Einrichtung der allgemeinen und

'-dal1ern.:len w'ohnungsaufsicht gezwungen werden. Nur
darf diese \V ohl1ungsaufsicht nicht, wie die Straßenauf­
sicht. vom Polizehvachtrneister 811sj:;cübt werden. Die
Wohnungsaufsicht ist Sache des Raufa'chmannes, der
nicht nur bautechnische Kenntnisse besitzen und über
das erfOl'Jerliche ¥/issen beziiglich der .Einrichtungen,
die man in gesundheitlicher Hinsicht bei menschlichen
Behausungen voraussetzt, \:erfHgen, sondern auch volks­
wirtschaftliche Bildung, Sinn für soziale Dinge uud ein
feines Taktgefühl nachweÜ;en muß. .Es muß die i\Voh_
nungsaufsicht nicht als eine polizeiliche JV1.aßnah!11e,
sondern als eine Einrichtung; der öffentJichen ¥lohlfahrts­
pfleg-c zum Bestcn unseres Volkes angesehen werden.
Sie lInd ihre Beamten müssen sich das Vertrauen der
Revölkenmg erwerben. Die Wohnungsaufskht muß
sich besonders auch auf die untervermieteten Räume
erstrecken und darf vor den "herrschaftlichen" \Voh­
iJung-sabschliisscll nicht halt machen. Hier sind es die
\Vohn- und Schlafräume der Bedienung, deren sich jer
\Vohnungsaufsichtsbeamte annehmen muß, Um den Be
amten eine Handhabe zur Durchführung ihrer berecJJ­
tigtcn forderungen zn geben. ist die AllfsteJlung" eiuer
\\lohnungsordnung erforderlich, die hinsichtiich der
\Vohnungspflege JvliJldestfordenm "en und Strafbestim­
mungen enthält.

Der Bundesstaat Sachsen hat sich schon immer die
Förderung des Klcin\Vohnungs- unJ SiedllIIÜ(SWeSens
besonders angelegen sein lassen. Schon am 10. No­
vembcr 1913 hat das Königlich Sächsische Ministerium
des Innern eine Verordnung, den Kleinhallsbau be
treffend. erlassen. die besonders hinsic1u!ich der för­
derung der KleinwohnuTIgsfiirsorge für Sachsen von
grundlegender Bedeutung ist. Ein nener f.r1aß derselben
Behörde befaßt sich mit Jer  \V ohnungsvorsorge für die
Zeit nach dem Kriege, in dem besonders hervorgehoben
wird, daß es erforderlich ist, die technischen Vorarbeiten
zum KJeiu\Vohnlll1?;sbatJ schon jetzt in Angriif zu
nehmen, damit nach Aufhebung des Bauverbots die
Ausfiihrungsarheiten sofort aufgenommen werden
können. Auch der Erlaß des preußischen Ministers cJ.er
öffentlichen Arbeiten vom 26. März 1917. der die ,, eit­
sätze zur Förderung von Kleinhaussiedlungen und Kle.in­
hausbauten" aufstellt, ist geeignet, die K!einwühnllngs­
bestrebungen in Preußen zu fördern.

Auch in den V oJksvertretungen spielt dic \Voh­
nungsfiirsorgc ietzt eine bedeutsame RoHe. Im   Be­
vöJkenmcrsansschuB des preußischen Abgeordne:te!!
hauses h;t der Abgeordnete DeJius im Namen der fort
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schrittlichen Volkspartei folgenden Antrag zur SiedlulIgs­
politik eingebracht:.

"Zur förderung einer erfolgreichen Siedlllnis­
politik ist die AufteiIuliK geeigneter Domänen und
Großgrundbesitze für mittlere und kleinere Bauern­
stellen und ArbeitcransieJlungen erforderlich. Daneben
muß bei der Verpachtung von Domänen soweit als
möglich PachtJand an städtische und ländlfchc 'Be­
wohner /abgegeben werden. Die weitere Bildung von
Großgrundbesitz und die Gründung und Ausdehnung
von fideikommissen ist zu verhindern."

Im februar dieses J abres befaßte sich dcr 10. Aus­
schuß des Reichstag;es für Wohnullgswescn in einer
Sitzung mit der fra.g-e der i\blliIfe d.er nach dcm Kriege
für bestimmt zu erwartenden Wohnungsnot. .Ein An­
trag der Sozialdemokraten  chlug vor, aus den Kriegs­
anleiltccrträgcn 500 MiJ1ionen Mark zur .Hergabe VOn
Baukapital für die Zeit nach dem Kriege bereit­
zuhalten. Ein nach 1ängerer Berahmg g-esteIlter Antrag­
sieht von dcr Inanspruchnahme der Kriegsanleihe aß
uud fordert lediglich die Bereitstellung von Reichs­
mitteln zur Behebung der drohenden Wohnungsnot.
Oleichfal!s von sozia1demokratischer Seite wUfde an­
geregt, die bei der Iicercsverwaltung lagernden, von ihr
nicht unbedingt benötigten BJustoffe bei Kriegsende der
I eichsrcgierung zur Weitergabe an die Gemeinden, ill
denen \tVohnungsmangcl herrscht, zur Verfügung zu
ste]]en und weiter die zur Wohnungsherstellung not­
wendigen AngestcI1ten und Arbeiter in erster Linie in
die Liste der nach friedensschluß aus dem Heere zu eut.:.
lassenen Mannschaften aufzunehmen. ---! In der Tat ist
die BereitsteHung geniigenden Kapitals, ;tusreichender
Baustoffe und der crforderlichcn Arbeitskräfte sofort
nach Becndigung des Krieges dring:cnd erforderlich,
wenn das deutsche Baugewcrbe in der L<H:;c sein so!!,
so sehnen, wie UIlS das schon heute notwendig- scheint,
die driJIgendsten Bauaufgaben 7.11 lösen. Wenn auch
unter diesen Bauaufgaben die des Kleinwohnungs­
baues den breitesten Raum einnehmen \V.erden, so
werden dem deutschen Baugewerbe noch andere Auf­
gaben zur Lösung gestellt, auf die wir nach Erledigung
des Wohnungs- und Siedltmgswescns noch zurÜck­
kommen.

Selbst Gcneralfeldmarschall VOll Iiindenburg fjnclet
bei seiner militärischen Riesenarbeit noch Zeit, die Sied­
lungsbestrebungen zum Besten seines von ihm so wirk­
sam beschützten Volkes zu fördern. AJs Chef des Gc­
neralstabes des feldheeres hat er am 17. Juni 1918 eim:
Verfügung erlassen. die die großzÜgigste Besiecllll!H'.
Kurlands einleitet fiind.enburg geht dabei von der Auf­
fassung aus, daß die Vorteile, die die bisher von Ruß­
land vernachlässigten Gebiete in dem scllÜtzendcn
deutschen Wirtschaftskreise in Zukunft erzielen niclJt
nur einer verhä1tnismäßig- kleinen Zahl von Orod g rul1d­
besitzern, sondern der Allgemeinheit zugllte kommen
müssen. Denn VoJkswohlstand kommt nicht in einer
kleineren Zahl von Oroßkapitalisten, sondern, in einer
möglichst großen Zahl kleiner aber leistungsfähiger.
selbständiger und freier, heimfester l1nd arbeitsfreudir,-er
Staatsangeh6riger zum Ausdruck. Das sind die Bürg. r
die dem Staate das geben, dessen er besonders in -Z\t
Kunft dringend bedarf: Kinder, die an Leib und Seele
gesund, Menschen, jic sich auf der elterlichen Scholle
zu selbstbewußten Staatsbürgern entwickeln.

Jeder kurländische Rittergutsbesitzer, dessen Oe­
samtgrundbesitz die Größe von 360 fiektar erreicbt, ist

verpflichtet, au die Landgesellschaft "Kurland", die
Trägerin des Ansiedlungsunternehmens, eÜI Drittel
seines gesamten Grundbesitzes, und zwar für die An­
siedlung geeignetes Gelände, auf Grund eines Kimfver­
trages abzutreten. Als trwerbsprcis ist der Yriedcns­
preis des Jahres 1914 maßgebend. Wenn die Verord­
nung die Großgrundbesitzer auch ohne Ausnahme ver­
pflichtet, das Siedlungsland abzutreten, so hatte doch
schon im Herbst 1915, gleich nach dem deutschen .t:in­
marsch, der deutsche Grundbesitz sich auf einer Ver­
samml1!TIg dahin ausgesprochen, im falle einer. An­
gliederung Kurlands an das deutsche .Reich, ein Dritte!
seines Landes zn dem üblichen friedenspreise fre!wi1Hg
abzutreten.

Durch diese durch tI.indenburg PI;gktisch eingeleitete
Siedlungspolitik, die- lll,Kleich die Stärkung des Deutsch­
tums in Kllr!and anstrebt, wird es möglich gemacht, im
"GottesJändchen" wenigstens 50000 deutsche Bauern­
familien anzusiedeln. Zur liauptsache dÜrfte es sich
darum handeln, den Ilnel1dHch vielen deutschen R.Ück­
wanderern, die in Polen, in Beßarabien, der V/olga­
Niederung, in Sibirien und im Kallkasus-Gebiet blühende
Niederlassungen besaßen und durch die Deutschenvcr­
folgl1TIgen in Rußland heimatlos wurden, eine Deue
tleimat ZLl g'eben. Neben und im Anschluß an den
vViederaufbau Ostpreußens steht dem deutschen Bau­
,2;cwerbe im Osten die Lösung einer gewaltigen Bau­
aufgabe in i\nssicht, zuma! anzunehmen ist, daß <.ludi
Livland und .Estland ähnlich besjedelt werden. Es wäre
zu wünschen, daß die Maßnahmen Hind,enburg;s sinIl­
gemäß auch fÜr die SieLl1ungspolitik in unserer engeren
J-Ieimat wegweisend wÜrden.

Aber auch die Städte, die kleinen Gcmeinden nud
jic großen 1ndustric-UnternehmUlIgen sind bemiiht, mit
dazu beiwtragen, die \VohmmgsfÜrsof,ge zu förQcrn. An
dieser Ste1!e sei auf daS Vorgehen Liibecks* besonders hin­
gewiesen. Die rheinisch-westfälische Industrie beab­
sichtigt, sofort den Bau von Arbeiter- lind Beamten­
wohnungen iu großem Umfange aufzunehmen, nnd bat
zu diesem Z\veckc eine Eingabe an die Regierung mit
dem .Ersuchen um teilweise Freig-abe des Wol1nul1o's­
baues gerichtet. Es ist sicher, dan dabei der fl'lchha s­
bau bevorzugt wird..

Aus CeHe kommt jie Nachricht, daß 1I1an d.ort stadt­
seitig den Ball von I 44  tLlS Erd- nnd Dachgeschoß be
stehenden Häusern fÜr Arbeiter und kleine Beamtc
fördert. Es sind drei Arten von Einfmnilienhäuser in
Aussicht genommen. Die erste Uebäudeart stel1t sich
auf 5650 v/I, die z\vcite anf 6400 dll und die dritte atlf
6900 J( Die Stadt stellt das Laud fiir 1,50 oll für das
Geviertmeter zur Verfiigung. Die Ausführung der Ge­
bäude erfolgt durch BangcnossenschaHen. Der Ran VDn
20 Häusern so11 sofort in Angriff genommcn werden.
1n Iiamburg steht die Eingcmeindumt der "Walddörfer'",
eines 4166 hektar umbssenden Gebiets bevor. Die
großen Ausgaben, die der Bau der Walddörfcrbahn ver­
ursacht hat,  Rnen dazu dienen, denjenigen, die den
Wunsch haben'F.':'ihre \Vohnung in gesunder, ländlicher
Umgebung, abseits des Oroßstadtbetriebes lind joch in
bequem erreichbarer Nähe zu besitzen, die MögJichkeit
dazu innerhalb des hambunÜschen Staatsgebietc,; Z1l
verschaffen." Die gÜnstigen Verbindungen anderer
fi"amburg vorgelagerter Ortschaften mit dem Oroßst<:'dt­
kern hab_ e l dahin geföhrt, daß sich eine sfarke Ab­

Siehe a.uch Nr. 44/1918 der Ostdeutschen ßau-Zeituß.Q:
!Seite 176: ,,40 v. tl. Bauprämie".
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wanderung hamburgischer Bevölkerungskreise nach den
preußischen Gemeinden flottbek, Steinbek usw. be­
merkbar machte. Durch die :Eingemeindung der Waid­
dörfer hofft man die Ansiedlung der Hamburger, die da­
bei das V! ahnen im flachbauhaus bevorzugcn, auf dieses
hamburgische Gebiet zu leiten.

Daneben fehlt es auch nkht an Stimmen, die der
Entwickelung hinderlich sind. Die Gemeindevertretung
Berlin-J ohannistaI z. B. ist der überzeugung, daß der
Bau von Kleinwohnungen im Flachbau, Wie er für die
Siedlungs bestrebungen in erster Linie in frage kommt,
unwirtschaftlich 1St. Nach Ansicht dersclbell Gemeinde­
vertretung ist jas Wohnen in mehrstäckigen Häusern
der Gesundheit nicht nachteilig, wenn die Höfe aus­
reichend groß sind. Hier kommt es eben nur darauf an,
was man unter "ausreichend groß" versteht. Unter
Umständen könnte die :ErstrebllJlg der ausreichenden
Größe der Höfe und anderer Ziele, die das Wohnen im
mehrstöckigen Iiause erträglicher machen, den Bau
dieser Häuser unwirtschaftlicher gestalten als den der
KleinwohmmKen im flachbau. In dem einen wie anderen
falle kommt es eben darauf an, wie die Aufgahe an?;"e­
faßt wird >......- Der "Verein zur förderung des Arbeiter­
wohnungswesens in Frankfurt a. M. machte bei der Be­
r tung der SiedlnngsJustigen die Beobachtung-, daß sich
bei Frauen wenig Neigung zu ländlicher Ansiedlung
zcIgt. Beide fälle beweisen nicht, daß jie Bestrebungen
zur Ansiedlung Minderbemittelter auf eig'ener Scholle
aussichts]os Shld, sie be\veisen nur, daß noch viel mehr
wie bisher zur -Aufklärung Jer Massen ,g-eschehen muß.
Besonders die frauen miissenmit den g-roßen VorzÜgen,
die mit dem Wohnen allßerhaJb der Ciroßstadt verbundcn
sind, vertraut gemacht werden.

'V/ir haben uns hier schon einmal im Jahre 1914*
eing-ehend,st darÜber ausgelassen, in welcher Weise zur
Besserung' der Kleinwohnung-sverhHltnisse eine Auf­
klärung der Massen mö dich ist. Daß diese Aufklärung;
nötig; war. wurde wohl damals noch nicht allgemein an­
erkannt. Heute dÜrfte es anders sein. Die Arbeit der
Wohnung-saufsichtsbeamten wÜrde ganz wesentlich, er­
leicht,ert,- wenn sich dje Behörden zur Einrichtung und
Durchführung dieser \Vohnungspflege-Kurse entschließen
könnten. :Es wäre das eine vorbereitende Maßnahme
tur die nach dem Kriege folgende Zeit praktischer Arbeit.
Angehörig-e des Baugc\verbes wÜrden ihre Arbeitskraft
gerne in den Dienst der guten Sache stellen. \VÜrde doch
gerade dem Baugewerbe die Arbeit bei der Errichtung
menschlicher Wohnstätten ganz wesentlich erleichtert,
wenn es gelänge, die Volksmassen hinsichtlich des zeit­
gemäßen "yphnens aufzuklären.

Wir aUe haben es in diesem Kriege kennen Kelernt,
was es heißt, dnrch die Umzingelung unserer Feinde von
der Außenwelt abgeschlossen zu sein. Besonders die
Sicherung der Ernährung unseres Volkes, .wie iiberhaupt
die Unabhängigkeit der deutschen Rasse von dem jetzt.
feindBchcn und später sicher nicht freundschaftlich ge­
sonnenen Aus!and, muß gewährleistet sein. Die erfor­
derliche Einsicht hinsichtlich der richtigen W ohn- wie
Überhaupt Lebensweise beim Volke vorausgesetzt, wäre
das \}-ohl möglich. Die Beschlußfassung jener Gemeinde­
vertretung, die Interessenlosigkcit jener siedlnngs­
unlustigen Frauen und andere Vorfälle beweisen, daß
diese finsicht bei denen, die es zuerst angeht. sehr oftnocb fehlt. Schluß folgt in Nr.68.

* Siehe Nr. 50/1914 der Ostdeutschen Bau_Zeitung: Louis
Strunk "Kurse für tIa,..us- und Wohnungspflege".

Für die Praxis.
Gußeisen zu zerschneiden. (Nachdruck verboten.)

.Ein einfaches Verfahren, Gußeisenstiickc selbst von be­
trächtlicher Stärke (bis Armdicke und mehr) sehnen zu
zerschneiden ojer sonst verkleinert zu bearbeiten, wird
in der "Elektroindustrie" mitgeteilt. Es besteht darin,
daß man das.w erkstück mittels der Gehläscflall1ll1e
eines.Feldschmiedeherdes oder auf andere Weise an der
Arbeitsstelle schwachgiÜhend macht. In diesem cr­
weichten Zustande läßt es sich mit einer gewöhnlichen
Holzsäge gcnau so mÜhelos und schneH zerschneIden
wie eilt gleich qi , es Stück trockenes Buchenholz, und
zwar ohnc daß die Säge dabei leidet. Ebensn läßt sich
in der vorbeschriebenen Weise vorbeh::r.ndeltes Onß­
eisen, im Schraubstock eingespannt, mit einer großen
tlolzraspc[ außerordentlich schneH auf kleinere Maße
bringen, drci- bis viermal so schnell, als es bei kaltem
Guß mit den gröbsten Schlosserfeilen mÖ51:!ich lSt. Zu
beachten ist. daß die Erhitzung des Eisens nicht zu weit
getrieben werjen darf, auf keinen faU über Kirschrot­
glut hinaus, da das weiche Metalf sonst auf die Säge­
zähne oder R.aspelvertiefung-en klehend wirkt. Auch
gelingt die Arbeit um so besser, je schneller das Werk­
zeug, das möglichst lan  sein s01l, hin- und hergeführtwird. lng. K. T.

f:loIz gegen Fäulnis schützen. (Nachdruck ver­
boten.) Nutzhölzer, die den Witterl1ngseinflüssen und
besonderer räuJnisgefahr ausgesetzt sind, sehiitzt maq
durch Tränken mit einer siedenden Lösung mit Kalzium­
pentasulfit. Denselben .Erfolg eueicht man durch
Tränkung mit einer Auflösung von Iiarz in Acetonöl.
Beide Mittel gewähren auch weitesten Schutz gegen
Insektenfraß. ,.

Ein billiges SchutzmitteL für Bauhölzer bereitet man
aus einem 40-70 v. tl. Kreosot enthaltenden tIolzteerÖI
mit eincm Zusatz von schwerem bZ\1l. hochsiedenden
MineralöJdestillat, welches man als Lösnn smittc1 fiir
IioJzteeröl zu benÜtzen pflegt. Anstatt des ffolzteeröls
kann man auch Karbolsäure enthaltendes Steinkoh!en­teeröl benÜtzen. Kar! Micksch.

Behördliches, Parlamentarisches usw.

Abgabe von Pioniergerät. Um die aus den besetz­
tcn Gebieten zurÜckströmenden Geräte und Baustoffe
aus dem Stellungskrieg aufzufangen und zu sichten. ist
die Anlage von besonderen Lagern CD-Lagern) für Pio­
nierg-erät aus SteUnngsbau an der Ost- und Westgrenze
des  Reiches in der Ausführung begriffen. Vorläufig sind
für den Osten derartige Lager vorgesehen in Pillau, Dan
zig, Thorn, Posen, Breslau, Ohtau, Bremen.

Nach diesen Lagern sollen u. a. besonders Überführt
werden: Betonsteine, Eisen- und StahlpJatten aus Stel­
lungsbau, Formeisen aller Art aus Stellungsbau, Zement,
Qerät für .Erdarbeiten (Spaten, Kreuzhacken, Brecheisen,
Schubkarren lIsw.), Gerät fiir Minierarbeiten, Gerät für
liolzarbeiten (Beile. Äxte, liämmer, Sägen, liobel,
Bohrer llSW.), Gerät für Beton- und Maurerarbeiten
(Erdstampfer. Betollstampfer), Gerät für Stein- lind
Pflasterrammen, Gießkannen, Mörteltragen, Maurer­
kellen) nsw.

Das Gerät, welches die H:ecresvcrwaltung nicht un­
hedingt braucht, soll möglicbst bald dem Wirtschafts­leben zugefübrt werden. f',
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Verbands , Vefeins- usw. Angelegenhei en.
Der Bezirksverband Sächsischer und Reussiscbcr

Bau-Innungen hfclt-am 18. und 19. Aug-ust in Pirna seinc
diesjährige Tagung ab. Der Vorsitzende, Baurat }\\Üllcr
(Dresden), gab den Bericht über Jie Arbeiten des Ver­
bandes seit der letzten Sitzung. Über übergang,swirt­
schaft und \\,.'irtsdwitsverbände referierte Baurneister
Kretzschmar (Leipzig); er erörterte eingehend die Auf­
g-aben dieser Organisationen, jie ihnen insbesondere fÜr
die Übergangswirtschaft erwachsen, und empfahl ein­
dringlich ihre förderung. Fragen des " Hhutzes des liaLls­
und Grundbesitzes bchal1icite Raumeis'ter Kirsten (Dres­
den); er begründete dabei mehrere Anhäge und Anre­
gungep, deren Weiterverfolgung der Vorstand Übernahm.
tingehende Umersuchungcl1 waren dem Lehrlingswesen
gewidmet; hier forderte Baumeister ReiRmann (DresDen;
Vertretung des Baugewerbes in ekh AusschÜssen für Be­
rufsberatung, Aufbesserung der den T ,ehrlingen zu zah­
lenden Vergütungen, Aufhebung des Lehrgeldes, Ausbau
des fachschulwesens Llud anderes mehr als Abhilfe der
Lehrling"sllot. Das Thcm:t Siedlungswcsell Imd Bauge­
lOssenschaften erörterten Baurat MÜller lind Geh. Bau­
rat Dr. Schrnidt (Dre den). Heide traten dafür ein. daB
nur l111Jsten;-Ültfge Anjagen geschaffen werdcn so1Jten.
bei denen das Praktische mit dem Ethischen aufs beste
verbnnden sind. Ein Antrag der Innung Zwickau  l1If
Erricht1JJJ':; einer Altersrenteukasse auf versicherungs­
technischer Cirl1ndlagf; wurde einem Ausschuß zur Vor­
beratung Überwiesen. Den SchluB der Ycrhanc1hlll?:ell
bildeten gescnfiftliche Vorlagen vcr chil:dc1!er Art.

Ausstellungsweset1.
Baumesse Leipzig. Besucher der Ausstellung seien

Jarauf aufmerksam .2:emacht, daß arn Mit t W 0 eh. d e 11
28. Au g 11 S t, die Baul11csse eine Anzahl Vortrage Über
zeitgemäße Dall-, Architektur- und vVohnungsfragen ver­
anstaltet. Diese Vorträge werden gehalten in der sog.
Alten liandclsbörsc, die ummttelbar <1111 Markt und somit
wiederum gÜnstig-st zum McRverkehr ge1egen ist. Die
Vortragsreihe ist folgende:
2 1 1., Uhr: Einheitsbestrebungel1 im liäuserbau: Architekt

Yriedrich Pal1lscn. B. D. A., ßerlin.
31/  " Die Wo1mungsfr.:tge lind Bauwirtschaft in der

übergangszeit: DipL-Ing. Leyser, Architekt,
BerUn, Geschäfts.Hiluer des Groß-Berliner Ver­
eins für Kleinwohnungswesen.

" Der Bau von HeiF.lstätten: Architekt Wilhe1m
HaUer, Leipzig, geschäftsführender Architekt
des Verbandes y,emeinnÜtziger Kriegersied­Jungen,  #

4 3 /1 I> Ersparnisse beim Kleinwohnungsbau ! 'i! f(mit
Lichtbiidvorfül1rung): Regierullgsbanmeister
Johanncs Hirte, Bcriin, Direktor eier Uniol1­
BaugeseJlschaft,

5 1 12 " 1ndustrie- und Oeschäftshausbauten: Hofrat
fritz Drechsler, Architekt, B. D. A., Leipzig,

61!  " Der Heimatschutz und die Baustoffrage (mit
Lichtbildvorführung): Dr. Werner Lindncr,
Berlin, Oeschäftsfiihrer des Deutschen Bundes
Heimatschutz.

Die Vorträge sjnd öffentlich, dauern je 1/2 Stnnde
IJ11d im Anschluß an jeden Vortrag wird Gelegenheit zur
Aussprache gegeben.

Der Eintritt. ist frei. Die Einlaßkarten werden im
Büro der ßm..nnesse ausgegeben.

Tarifangelegenheiten.
Lohnbewegung im Baugewerbe. Bei den irn Herbst

vorigen Jaht'es im Reichswirtschaftsamt geführten Ver­
handlungen Über Tcuerungszulagen im Baugewerbe ist
protokollarisch vereinbart worden, daß erst vom 1. Ok­
tober 1918 an für die Parteien Verhandlun&smöglichkcit
Über weitere Lohnzulagen besteht, wenn von Juni bis,
Oktober eine wesentliche Steigerung der Teuerung ein ­
getreten sein saUte. Vor dem 1. Oktober besteht sonach
keine Verpflichtung-, auf _ Verhandlungen einzugehen.
Demnach haben die drei Verbände der Zentra!verbände
der Bauarbeiier unterm 20_ Juli 1918 an Jen Vorstand
des Deutschen Arbeitgeberbundes für das Baugewerhe
sich gewanJt lind um weitere Teuerungszl1lag-en von dei
zweiten Al1gushvoche an -nachgesandt

Der Vorsiand des Arbeitgeberbundes hat das An­
sllchen unterm 24. .Juli 1918 abg-elehnt und u. <I. ausge­
iLihrt. dafJ in emer so kurz bemessenen Frist jie Bcrufl11lg
einer Hauptversammlung oder auch nur eineJ. VOfstands­
sitzung unter den heutigen VerhältnisSen c(nc, Unmög­
lichkeit ist, hat doch der Deutsche ßauarbeiterverb:11JcI
vom 29. November 1917 bis März 1918 ZeH gel;raul.:ht,
11m die Annahme jer letzten Vereiubarnn;?;eu zu be\\;ir­
ken. Den Opfern des Tarifvertrages muR MiCh der Vor
teil einer g,csicberten Kalk!llation bis zu ciue;n bestiIl1lH­
tell Zeitpunkt gegcnnberstehen.

Unter Bezugnahme auf \'orstehel!des Schreiben des
Bundes wird dcn Arbcitgeberverbänd n mitgeteilt, l1:Jß
der GeschäftsfÜhrende Al!sschuR des Bundl:c» in einer in
nächster Zcit staWinclen lcn Sitzung auf Grund der von
den Vorstandsmitgliedern bzw. BezirJ.;:sverbÜnden eit!­
gegangenen Äußer1luge-n beschließen wird. ob er mit rlcn
Vertretern der ZentralverbänJe bereits \ror dem L Ok­
tobcr cL Js. !TI Verhandlungen eintritt. Das eventuelle
Ergebllis derartiger VerJ1Hndlungen wird satznngsgemäß
einer einzuberufenden anßerorjentuchen Hanptver­
sammlung des Bundes, der eine Sitzung des Bundesvor­
standes vorausgehen wird, /:Uf Genelulligtrng vorg;e!e t
werden, Auf Son__lerverhand(ungcll mit den Oe verk­
schaften lind auf vorzeitige eigenmachtige crhöhung; der
Tenerllngszulage dÜrfen sich die \ArbeitgeberverbäJlde
Hieht einlassen. vielmehr sind aJie 1-'orderuIlRen mit dem
Hinweis abzulehnen, .:laß die frage, ob eine weitere
TeucnmgszlJlage gezahlt wird. von elen Zcntralorgani­
sationen der Arbeitgeber lind Arbeiter entschieden wer­
den muß und entschieden werden wirj. Die Arbeit­
geberverbände werden zweckmäßigerweise ihren lvlit­
gJiedern von der neuen Lohnbewegung Kenntnis (>'eben
damit sich -diese bei ihren nellen Angeboten rechtzeiti;vorsehen kQnnen. ,­
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